Fall zum Fahrlässigkeitsdelikt – Lösung
Fall 1: 

Fahrlässige Körperverletzung, § 229

I. Tatbestand

1. Eintritt des tatbestandsmäßigen Erfolges, körperliche Mißhandlung, Gesundheitsbeschädigung  (+)

2. Tathandlung = anfahren

3. Kausalität nach Äquivalenztheorie (+) 

1-3 wie beim vorsätzlichen Erfolgsdelikt, können auch zusammengefasst werden. „Indem A den F angefahren hat und verletzt hat, hat er bei diesem eine körperliche Misshandlung und eine Gesundheitsbeschädigung verursacht.

4. objektive Sorgfaltspflichtverletzung (-), da A sich völlig verkehrskonform verhalten hat.      

Erg.: keine Bestrafung wegen § 229 StGB

Fall 2
Strafbarkeit des A 

Fahrlässige Körperverletzung, § 229 

I. Tatbestand

1. Erfolg eingetreten 

2. Handlung = Anfahren des F  

3. Kausalität zw. Anfahren und Körperverletzung (+)

4. obj. Sorgfaltspflichtverletzung (entsprechend dem Element der objektiven Zurechnung: Schaffung einer rechtlich missbilligten Gefahr, aber unbedingt als „obj. Sorgfaltspflichtverletzung“ prüfen) = 70 km/h fahren in Ortschaft, also Verstoß gegen spezielle Norm des Straßenverkehrsrechts  

5. obj. Vorhersehbarkeit (= objektives kognitives Element – Element der obj. Zurechnung -  umfasst für möglich halten und Voraussehbarkeit, welche ausreichend ist) des Erfolges und des Kausalverlaufes in groben Zügen; hier: es ist objektiv voraussehbar, dass, wenn man zu schnell fährt (Bezugspunkt ist also die Sorgfaltspflichtverletzung), sich der Bremsweg verlängert (Kausalverlauf) und man deshalb jemanden anfährt und verletzt (Erfolg) (+)
6. obj. Vermeidbarkeit bzw. (synonym) Pflichtwidrigkeitszusammenhang (= Element der obj. Zurechnung)

Fragestellung: beruht der Erfolg (Körperverletzung) auf der obj. Sorgfaltspflichtverletzung oder wäre er auch bei rechtmäßigem Alternativverhalten eingetreten? Hier wäre der Erfolg bei rechtmäßigem Fahren von 50 km/h nicht eingetreten, er hätte also vermieden werden können. 
II. RW

III. Schuld (hier Prüfung der sog. Fahrlässigkeitsschuld, dh der Vorwerfbarkeit bzgl. fahrlässigen Handelns)
1. subj. Sorgfaltspflichtverletzung, dh war der Täter nach seinen persönlichen Fähigkeiten und Kenntnissen in der Lage, die obj. Sorgfaltsanforderungen zu erfüllen? kann entfallen bei Schreck, Verwirrung, nicht erkanntem Altersabbau (zB bei Autofahrern), mangelnder Intelligenz, niedrigem Bildungsgrad, Erfahrungsmängeln;

hier keine entspr. Anhaltspunkte gegeben, daher subj. Sorgfaltspflichtverletzung (+)
2. subj. Vorhersehbarkeit, dh war der Täter nach seinen persönlichen Fähigkeiten und Kenntnissen in der Lage den Eintritt des Erfolges und des Kausalverlaufes vorherzusehen? hier (+)

Merke: Wenn im Sachverhalt Hinweise zur subjektiven Fahrlässigkeit fehlen, dennoch in einem Satz feststellen, dass der Täter subjektiv fahrlässig gehandelt, also gegen die subj. Sorgfaltspflicht verstoßen hat und auch die subj. Vorhersehbarkeit gegeben war.   
Abwandlung  1     
Fahrlässige Körperverletzung, § 229

Tatbestand 

1 – 5 wie oben 

6. obj. Vermeidbarkeit = Pflichtwidrigkeitszusammenhang: hier wäre der Erfolg auch dann eingetreten, wenn sich A pflichtgemäß verhalten hätte; die Tat war also obj. nicht vermeidbar. 
§ 229 (-)

Hinweis: Wenn der Sachverständige zu dem Ergebnis gekommen wäre, dass die Verletzungen weniger gravierend ausgefallen wären (zB wäre nur ein Bein anstelle eines Beines und eines Armes gebrochen worden: jede Steigerung der Körperverletzung hat eigenständige Bedeutung, also § 229 (+)

- das „Plus“ an Körperverletzung (Armbruch) war also vermeidbar (insoweit § 229 +) 
- der Beinbruch wäre unvermeidbar gewesen (insoweit § 229 -)
Abwandlung 2
§ 229 
Tatbestand 

1 – 5 wie oben 

6. Pflichtwidrigkeitszusammenhang, wäre der Erfolg auch bei rechtmäßigem Alternativverhalten eingetreten bzw. wäre er dann vermieden worden?

Vermeidbarkeit steht nicht fest, also Grundsatz in dubio pro reo anzuwenden, wenn konkrete Anhaltspunkte, dass Erfolg auch bei pflichtgemäßem Verhalten eingetreten wäre; Ergebnis: § 229 (-).   

aA Teil der Lit, die der sog. Risikoerhöhungslehre folgt: hat der Täter durch sein pflichtwidriges Verhalten das Risiko für den Rechtsgutsträger tatsächlich erhöht, dann wird der Erfolg dem Täter gleichwohl zugerechnet 

contra Risikoerhöhungslehre: Verletzung des Grundsatzes in dubio pro reo – aber nur auf der Vermeidbarkeitsebene (nicht auf Kausalitätsebene) 

Fall: 

Fahrlässigkeitsprüfung im Anschluss an einen Erlaubnistatbestandsirrtum 

Ausschnitt aus „Dramen in der Silvesternacht“: Einige hundert Meter weiter sieht M, wie sich ein Mann, R, über eine Frau, E,  beugt. R hatte die E kurz zuvor aus dem nahe gelegenen eiskalten See gerettet. M glaubt jedoch, es handele sich um einen Überfall. In der Zeitung hat M vor kurzem einen Bericht über mangelnde Zivilcourage gelesen. Um R zum Ablassen von der E zu bewegen, schlägt er beherzt  mit seinen Fäusten auf den Mann ein, nachdem dieser auf Zuruf nicht reagiert hat.
Vorab noch einmal kurz ein Hinweis auf die Prüfung des Erlaubnistatbestandsirrtums in der Schuld

A. § 223

1. Tatbestand (+), vorsätzliche Verwirklichung einer körperlichen Mißhandlung
2. RW (+), kein Angriff des R auf E

3. Schuld:, hier fraglich, da M glaubte, R werde überfallen

Erlaubnistatbestandsirrtum?, wenn sich der Täter einen Sachverhalt vorstellt, der, wenn er tatsächlich vorgelegen haben würde, die Tat gerechtfertigt hätte. 

a) Vorstellung: Überfall

b) dieser Sachverhalt hätte die Tat gerechtfertigt, da dann ein gegenw. rw Angriff des R auf die F vorgelegen hätte und die Nothilfehandlung dann auch erforderlich gewesen wäre.  

c) Rechtsfolgen des Erlaubnistatbestandsirrtums:

aa) nach strenger Schuldtheorie Anwendung des § 17 mit Frage der Vermeidbarkeit des Irrtums prüfen

hier:
-  pro Vermeidbarkeit: E (und R) waren durchnässt, er hätte daraus den Schluss ziehen müssen, das dann kein Überfall vorliegt, Bestrafung nach § 223

- contra Vermeidbarkeit: es war dunkel, er konnte dies nicht erkennen, keine Bestrafung aus § 223 
In einer Klausur muss man sich für eine der beiden Möglichkeiten entscheiden!
bb) nach eingeschränkter Schuldtheorie nur feststellen dass Irrtum vorliegt, gem. § 16 analog entfällt die Vorsatzschuld und damit Bestrafung aus § 223. 
cc) Streitentscheidung:

 nur in dem Fall erforderlich, dass Theorien zu unterschiedlichen Ergebnissen kommen (also im Falle des vermeidbaren Irrtums, nach herrschender eingeschränkter Schuldtheorie entfällt Bestrafung aus § 223),

ansonsten stellt man fest, dass eine Streitentscheidung, da beiden Theorien zum selben Ergebnis kommen, nicht erforderlich ist und eine Bestrafung aus vorsätzlichem Delikt  nach beiden Theorien entfällt.   
Bisher ist nur eine Entscheidung darüber getroffen worden, dass eine Bestrafung aus § 223 entfällt, nicht jedoch aus einem Fahrlässigkeitsdelikt. Der Umstand, dass sich M getäuscht hat, könnte ja dazu führen, dass er wegen § 229 zu bestrafen ist. 

B. § 229
Im folgenden wird nun das Fahrlässigkeitsdelikt geprüft. Dabei muss man konsequent bleiben:
Wird bei der Prüfung der strengen Schuldtheorie die Vermeidbarkeit des Irrtums, also die Fehleinschätzung der Situation, angenommen, so muss man zur Fahrlässigkeitsstrafbarkeit kommen, dh man muss die obj. Sorgfaltspflichtverletzung und die subjektive Sorgfaltspflichtverletzung (Schuldelement) bejahen.  

Stellt man hingegen fest, dass der Irrtum unvermeidbar war, muss man iE auch die Fahrlässigkeitsstrafbarkeit verneinen. Dies kann unter Hinweis auf die bereits festgestellte Unvermeidbarkeit des Irrtums  (bei Prüfung der strengen Schuldtheorie) durch einen Satz ausreichend festgestellt werden, zB:

„Eine Bestrafung wegen fahrlässiger Körperverletzung gem. § 229 StGB scheidet aus, da bereits im Rahmen der Prüfung der strengen Schuldtheorie festgestellt wurde, dass der Irrtum, also die Fehleinschätzung der Situation, für M unvermeidbar war“

Die folgende Prüfung basiert auf der Annahme eines vermeidbaren Irrtums.    

Fraglich ist jedoch, ob sich M, da er die Situation verkannt hat, einer fahrlässigen Körperverletzung schuldig gemacht hat („Obersatz“).

I. Tatbestand 

1. Der Erfolg der Körperverletzung ist eingetreten und beruht auf einer Handlung des M  (TE – TH – K). 

2. M müsste auch objektiv sorgfaltspflichtwidrig gehandelt haben. Die Fehleinschätzung des Geschehens war objektiv pflichtwidrig: Ein objektiver Dritter, der sich dem Ort des Geschehens ebenso weit genähert hatte wie der M, hätte erkennen können, dass beide Beteiligten durchnässt waren (= Abstellen auf die „Maßfigur“)
3. Auch ist es objektiv voraussehbar, dass – wenn die Situation nicht sorgfältig geprüft wird – das Geschehen falsch eingeschätzt (Kausalverlauf) und infolgedessen fehlerhaft gehandelt wird (Erfolgsherbeiführung). 

4. Der Erfolg, der Eintritt der Körperverletzung, beruht auch auf der Pflichtwidrigkeit, nämlich der Fehleinschätzung der Situation, hätte also bei rechtmäßigem Alternativverhalten – der zutreffenden Einschätzung -, objektiv vermieden werden können. 

II.  Die Tat war rechtswidrig.

III. Die Schuld würde entfallen, wenn die subjektive Fahrlässigkeit entfiele. Da Anhaltspunkte dafür, zB Aufregung, intellektuelle Schwäche nicht im Sachverhalt genannt sind, ist davon auszugehen, dass M auch subjektiv sorgfaltswidrig gehandelt hat und auch die subjektive Vorhersehbarkeit gegeben war. M hat schuldhaft gehandelt.   

M ist wegen fahrlässiger Körperverletzung, § 229 StGB, zu bestrafen.

